
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

Vorschläge der Rentenkommission wurden im Juni veröffentlicht 

 
Die von der Rentenkommission zur langfristigen Sicherung der Alterssicherung am 23.06.2026 
vorgelegten 33 Empfehlungen zielen darauf ab, das Rentenniveau zu stabilisieren und 
Beitragssteigerungen zu dämpfen. Die Regelaltersgrenze soll künftig moderat an die steigende 
Lebenserwartung gekoppelt werden. Daneben steht die Einführung einer zusätzlichen, 
kapitalgedeckten Rente nach schwedischem Vorbild zur langfristigen Stabilisierung und Erhöhung 
des Rentenniveaus.im Raum. Auch der Versichertenkreis bei der Gesetzlichen Rente soll 
ausgeweitet werden. Minijobs sollen weitgehend abgeschafft und in die Rentenversicherung 
einbezogen werden. Mittelfristig sollen zudem Selbstständige, Beamte und Abgeordnete in das 
System einzahlen. 
 
Leider gibt es zur betrieblichen Altersvorsorge (bAV) nur den Ansatz, noch 2026 einen 
Sozialpartnerdialog zum raschen Ausbau der betrieblichen Altersversorgung einzuleiten. Dies 
bedeutet, dass nach unserer Einschätzung die Umsetzung weiterer dringend notwendiger Reformen 
bei der bAV erst im Anschluss an die Reformen zur gesetzlichen Rente erfolgen dürften. 
 
Die Empfehlungen der Rentenkommission sieht aber auch den Wegfall des Blockmodells der 
Altersteilzeit (ATZ) vor. Dies wird nach unserer Einschätzung die Verbreitung und die Nutzung von 
flexiblen Zeitwertkontenmodellen, wie im nachfolgenden Beitrag geschildert, weiter vorantreiben. 
 
 
 

Zeitwertkonten, ein Königsweg nach der Rentenreform? 
 
Seit Anfang 2023 darf bei Bezug einer vorgezogenen gesetzlichen Altersrente unbegrenzt 
hinzuverdient werden. Das Einkommen wird nicht mehr auf die Rente angerechnet. Diese Regelung 
gilt für Voll- und Teilrenten. 
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Darüber hinaus wurde mit dem 2. Betriebsrentenstärkungsgesetz seit dem 22. Januar 2026 
ermöglicht, dass Beschäftigte ihr angespartes Wertguthaben weiter nutzen können, auch wenn sie 
bereits eine vorgezogene Altersrente beziehen – und zwar bis zum Erreichen der jeweiligen 
Regelaltersgrenze. 
 
Die am 23.06.2026 veröffentlichten Empfehlungen der Rentenkommission sehen neben der 
Erhöhung der Lebensarbeitszeit und der Abschläge für den vorzeitigen Rentenbezug auch den 
Wegfall des Blockmodells der Altersteilzeit (ATZ) vor. 
 
Hierdurch werden Zeitwertkonten nochmals in Ihrer Attraktivität gestärkt. So kann durch die 
Kombination eines ATZ-Gleichverteilungsmodells mit einem zuvor angesparten Zeitwertkonto eine 
weiterhin attraktive Lösung als Ersatz für den möglichen Wegfall des ATZ-Blockmodells geschaffen 
werden. 
 
Darüber hinaus bieten die Zeitwertkonten unabhängig von einer ATZ nach den bereits erfolgten 
Reformen einen flexiblen Eintritt in den Ruhestand unter Nutzung verschiedener 
Entgeltkomponenten an. 
 
 
Variante 1: Teilfreistellung und Flexirente 
 

 Die Person arbeitet bis zum 63. Geburtstag in Vollzeit und bespart in dieser Zeit ihr 
Zeitwertkonto. 

 Ab 63 wechselt sie bis zur Regelaltersgrenze in eine Teilzeitfreistellung, z. B. mit 60 % 
Freistellung. 

 Die fehlenden 60 % des bisherigen Einkommens werden in Phase 1 aus dem Wertguthaben 
ausgeglichen.  

 Ist das Wertguthaben verbraucht, kann in Phase 2 die Flexirente als Vollrente oder stufenlose 
Teilrente eingesetzt werden, um die Vergütungslücke bis zum Ruhestand zu schließen. 

 
 

 
Quelle Grafik: Arbeitsgemeinschaft Zeitwertkonten e.V. YEARBOOK 2025/2026 

 
 
Variante 2: Flexirente und rentennahe Teilfreistellung 
 

 Die Person arbeitet ebenfalls bis 63 in Vollzeit und baut ihr Wertguthaben auf. 
 Mit 63 wechselt sie für zwei Jahre in eine Teilzeit, z. B. mit 40 % Beschäftigungsgrad. 
 Die Differenz von 60 % wird in dieser Zeit mit der Flexirente ausgeglichen. 
 Nach den zwei Jahren Teilzeit wechselt die Person in die vollständige Freistellung. 
 Gemeinsam mit der Flexirente ermöglicht diese Kombination einen gleitenden Übergang in 

den Ruhestand bis zur Regelaltersgrenze. 
 



 

 
Quelle Grafik: Arbeitsgemeinschaft Zeitwertkonten e.V. YEARBOOK 2025/2026 

 
 
Variante 3: Vollständige Freistellung bei gleichzeitigem Bezug der Flexirente 
 

 Die Person arbeitet bis zur Vollendung des 63. Lebensjahres in Vollzeit und bespart ihr 
Wertguthaben. 

 Danach ist sie vollständig freigestellt, bezieht eine vorgezogene Altersrente (Flexirente) und 
entspart parallel das Wertguthaben. 

 Mit 67 endet die Freistellung und die Person geht in den Ruhestand. 
 
 

 
Quelle Grafik: Arbeitsgemeinschaft Zeitwertkonten e.V. YEARBOOK 2025/2026 

 
 
Das Plus bei der gesetzlichen Rente 
 
In allen 3 Modellen erwerben Beschäftigte für die Entnahmen aus ihrem Wertguthaben (sofern 
dieses oberhalb der Renten-BBG eingebracht wurde) und der Teilzeitbeschäftigung (Variante 1 und 
2) weitere Entgeltpunkte in der gesetzlichen Rentenversicherung. Diese Entgeltpunkte erhöhen die 
Rente bei Erreichen der Regelaltersgrenze.   
 
Zusätzlich werden die aufgrund des Vorschlags der Rentenkommission perspektivisch steigenden 
Rentenabschläge, für den Teil der Rente der nicht vorzeitig abgerufen wird, vermieden. 
 
 
 

Die Anwendbarkeit des ertragsteuerlichen Rechnungszinses zur Ermittlung 
eines Barwertes von Pensionszusagen beherrschender Gesellschafter-
Geschäftsführer 
 
Hat ein Unternehmen seinem beherrschenden Gesellschafter-Geschäftsführer eine 
Pensionszusage erteilt, wird häufig in Vorbereitung auf das Ausscheiden von diesem aus dem 
Unternehmen mit Erreichen des Rentenalters und Übergabe des Unternehmens an einen Erwerber 
oder Familienangehörigen eine Kapitalisierung der Zusage angestrebt. Ziel einer solchen 
Kapitalisierung ist üblicherweise die Entlastung der Bilanz und in der Folge die Förderung der 



 

Zukunftsfähigkeit des Unternehmens. Denn die Übernahme eines Unternehmens mit einer 
Pensionszusage, aus der für unbestimmte Zeit in der Zukunft eine monatliche Rente – ggf. im 
Anschluss auch noch als Witwenrente – geleistet werden muss, gilt nicht nur bei Erwerbern, sondern 
auch bei Zulieferern als zum Teil massives Liquiditätsrisiko.  
 
Häufig erfolgt eine solche Kapitalisierung auf Basis einer bereits in der Pensionszusage angelegten 
Kapitalisierungsmöglichkeit (Abfindung oder Kapitalwahlrecht). Alternativ besteht auch die 
Möglichkeit der Umwandlung einer Renten- in eine Kapitalzusage. Eine Kapitalisierungsklausel 
sollte dabei immer auch den zu verwendenden Kapitalisierungszins erwähnen, um den 
Herausforderungen des Schreibens des Bundesministeriums für Finanzen (BMF-Schreiben) vom 
06.04.2005 (IV B2 S2176 10-05) zu entsprechen. Nach diesem sowie dem BMF-Schreiben vom 
14.08.2012 (IV C2 S2743/10/10001 :001) ist dies unverändert der ertragsteuerliche Rechnungszins 
aus § 6a EStG in Höhe von 6 %.  
 
Alternativ dazu ist jedoch auch die Verwendung der handelsrechtliche Sieben- oder 
Zehnjahresdurchschnittszins aus § 253 Abs. 2 HGB zur Berechnung des Barwertes im Rahmen 
einer Kapitalisierungsoption anerkannt.  
 
In den letzten Jahren ist die Verwendung des ertragsteuerlichen Rechnungszinses vermehrt in die 
Kritik geraten, da dieser nicht mehr einem marktüblichen Zinssatz entspräche. Jedoch hat weder 
das Bundesministerium der Finanzen durch Anpassung der BMF-Schreiben aus den Jahren 2005 
und 2012 auf diese Kritik reagiert, noch gibt es einschlägige höchstrichterliche Rechtsprechung, die 
auf die dargestellte Zinsproblematik einginge.  
 
In jüngster Vergangenheit wurde anstatt der Verwendung des ertragsteuerlichen Rechnungszinses 
oder des handelsrechtlichen Durchschnittszinssatzes insbesondere durch die bayerischen 
Finanzbehörden vermehrt auch die Verwendung des internationalen Rechnungszinses (IFRS-Zins) 
gefordert. Diese Forderung erfolgte unabhängig von bestehenden vertraglichen Vereinbarungen 
über den zu verwendenden Kapitalisierungszins. 
 
Ein solcher Ansatz ist, bei der Kapitalisierung von Pensionszusagen in mittelständigen Betrieben in 
der Rechtsform einer GmbH jedoch nicht nachvollziehbar. Denn beim IFRS-Zins handelt es sich um 
einen Zinssatz, der als Recht der EU für Konzernabschlüsse börsennotierter Unternehmen 
eingeführt wurde. Folglich wird der IFRS-Zinssatz bereits dem Grunde nach nicht bei einer 
deutschen mittelständischen GmbH verwandt. Weshalb dann genau dieser Zinssatz, gerade für die 
Kapitalisierung einer Pensionszusage in einer solchen GmbH herangezogen werden sollte, lässt 
sich nicht nachvollziehen.  
 
Auch kommt es durch ein Abweichen von einem vertraglich vereinbarten ertragsteuerlichen 
Kapitalisierungszins häufig zu einer Wertsteigerung der Zusage. Hier ist ebenfalls ungeklärt, 
inwiefern eine solche im Zweifel noch erdient werden müsste.  
 
Bis zu einer höchstrichterlichen Entscheidung dürfte die Frage, welcher Zins im Rahmen einer 
Kapitalisierung – auch als Vorbereitung zur Übertragung einer Zusage auf einen Pensionsfonds – 
nicht abschließend zu klären sein. Insbesondere in Bayern empfehlen wir deshalb bei einer 
geplanten Kapitalisierung derzeit etwas mehr Zeit einzuplanen und eine vorherige verbindliche 
Auskunft beim zuständigen Betriebsstätten Finanzamt nach § 89 Abs. 2 AO anzustreben. Eine 
solche verbindliche Auskunft dürfte erhebliche Rechtssicherheit für die Zukunft der kapitalisierten 
Zusage bringen. Insbesondere, wenn das Unternehmen fortgeführt werden soll. Andernfalls besteht 
das Risiko, dass im Rahmen einer Betriebsprüfung ein anderer Zins gefordert wird und eine 
verdeckte Gewinnausschüttung (bei einem zu hohen Zins) bzw. eine verdeckte Einlage (bei einem 
zu niedrigen Zins) angenommen wird. Auch wenn gegen einen entsprechenden Bescheid im 
Rahmen einer Betriebsprüfung Einspruch eingelegt werden kann und sich im Zweifel auch Klage 
erheben lässt, erscheint es doch wesentlich weniger aufwändig, zunächst die Ansicht des 
zuständigen Betriebsstätten Finanzamtes über eine verbindliche Auskunft einzuholen.  
 



 

Für Fragen im Zusammenhang mit einer geplanten Kapitalisierung, stehen Ihnen unsere juristischen 
Berater gerne zur Verfügung.   
 
 
 

 
Wenn es in Ihrem persönlichen Umfeld weitere  
Interessierte gibt, können Sie den QR-Code oder 
den Link: 
https://www.ruv-event.de/compertis_Newsletter  
zur Einwilligung gerne weiterleiten.  

 
 
 
 
 
 
 
 
  
 
 
 
 
 
 

 
Wenn Sie unser „compertis spezial“ nicht mehr empfangen möchten, senden Sie uns bitte eine Nachricht mit 
Ihrem Namen und Ihrer E-Mail-Adresse an: 
info@compertis.de .  
Wir werden Ihre E-Mailadresse dann umgehend aus dem Verteiler löschen. 
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